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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes (5. AFG>ÄndG) 

- Drucksachen 8/2624, 8/2914 - 


Bericht des Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 


Der Gesetzentwurf sieht vor, die berufliche Bil- 
dung, insbesondere für die Problemgruppen des Ar- 
beitsmarktes, zu verbessern. Die Vermittlungsfähig- 
keit und -bereitschaft der Arbeitslosen soll durch 
Intensivierung der Arbeitsberatung und -Vermitt- 
lung gesichert und gestärkt werden. Mißbrauchs- 
möglichkeiten bei Bezug von Leistungen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz sollen abgebaut werden. 

Im einzelnen sind neben einer Änderung des Ar- 
beitsförderungsgesetzes auch Bestimmungen des 
Heimkehrergesetzes, des Ersten Buches Sozialge- 
setzbuch, des Angestelltenversicherungsgesetzes, 
des Angestelltenvefsicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes, des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte, der Reichsversicherungsordnung und des Ge- 
setzes über die Krankenversicherung der Landwirte 
zu ändern. 

Diese Maßnahmen führen zu Mehrausgaben sowohl 
beim Bundeshaushalt als auch bei der Bundesanstalt 
für Arbeit (Hinweis auf Abschnitt C der Begründung 
zu dem Gesetzentwurf in der Drucksache 8/2624). 

Darüber hinaus hat der federführende Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung weitere kostenwirksame 
Änderungen zur Beschlußfassung vorgeschlagen: 


Zuordnung der vorgesehenen Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Vermittlungsaussichten für Arbeits- 
lose zum Bereich der beruflichen Fortbildung; 

Verlängerung der dreijährigen Rahmenfrist für die 
Ausübung einer beitragspflichtigen Beschäftigung 
bei der beruflichen Bildungsförderung um Zeiten bis 
zu drei Jahren, in denen wegen der Geburt und Be- 
treuung eines Kindes keine Erwerbstätigkeit ausge- 
übt werden konnte; 

Förderung des Eingangsverfahrens und des Arbeits- 
trainingsbereichs in anerkannten Werkstätten für 
alle Behinderten, die die Mindestvoraussetzungen 
für die Aufnahme in die Werkstatt erfüllen; 

Auszahlung von Bagatellbeträgen von weniger als 
drei DM wöchentlich bei der Arbeitslosenhilfe und 
Verlängerung der Förderungszeit für die Gewäh- 
rung des Mehrkostenzuschusses und des Wintergel- 
des bei der Produktiven Winterbauförderung. 

Diese Verlängerung der Förderungszeit, für die al- 
lein ein jährlicher Betrag von 150 000 000 DM zu 
veranschlagen ist, soll durch eine Umlage bei den 
Betrieben der Bauwirtschaft aufgebracht werden. 
Für die anderen genannten Maßnahmen werden die 
Kosten auf rd. 54 000 000 DM jährlich geschätzt. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 

5300 Bonn 2, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 8/2915 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Der Gesetzentwurf soll am 1. August 1979 (mit Aus- 
nahmen) in Kraft treten. 

Die durch die Gesetzesänderungen entstehenden 
Mehrausgaben betragen danach 

beim Bundeshaushalt jährlich 8 000 000 DM, 

bei der Bundesanstalt für Arbeit 

jährlich 294 000 000 DM. 

Deckung dafür ist für den laufenden Haushalt bei 
Kapitel 11 12 Titel 681 01 für die unmittelbar den 
Bundeshaushalt betreffenden Ausgaben vorhanden. 


Die Mehrkosten der Bundesanstalt für Arbeit bela- 
sten gemäß § 187 AFG mittelbar den Bundeshaus- 
halt. Deckung dafür ist ebenfalls für das laufende 
Haushaltsjahr bei Kapitel 11 12 Titel 616 31 vorhan- 
den. Für die Folgejahre können die Mehrausgaben 
in der Finanzplanung aufgefangen werden. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver- 
einbar. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgeschla- 
genen Beschlußempfehlung zu dem Gesetzentwurf. 


Bonn, den 30. Mai 1979 


Der Haushaltsausschuß 


Windelen 

Vorsitzender 


Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

Berichterstatter 



